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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat 
dem Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß 
Artikel 87 des EWG-Vertrages den Vorschlag zu einer Ersten 
Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des 
EWG- Vertrages unterbreitet. Der Rat hat sich mit diesem Vor- 
schlag auf seinen Tagungen am 14./15. November und 6./7. De- 
zember 1960 befaßt und beschlossen, ihn an die Versammlung 
weiterzuleiten sowie dem Wirtschafts- und Sozialausschuß der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme zu geben. Nach Artikel 87 des EWG- Vertrages faßt 
der Rat erst nach Anhörung der Versammlung über den Vor- 
schlag der Kommission Beschluß, Die Versammlung wird sich 
voraussichtlich während ihrer nächsten Tagung in der Zeit 
vom 6. bis 11. März 1961 mit dem Vorschlag der Kommission 
befassen. 

Gemäß Artikel 2 des Gesetzes zur den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (BGBL II S. 753) übersende ich anliegend ein 
Exemplar des Vorschlags der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu einer Ersten Durchführungsverord- 
nung zu den Artikeln 85 und 86 des EWG- Vertrages. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


IV/KOM(60) 158 endg. 

Brüssel, den 28. Oktober 1960 


Erste Durchführungsverordnung 
zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


Begründung 


Artikel 87 des Vertrages beauftragt die Kommis- 
sion, dem Rat alle zweckdienlichen Verordnungen 
oder Richtlinien zur Verwirklichung der in den 
Artikeln 85 und 86 niedergelegten Grundsätze be- 
treffend die Wettbewerbsregeln für Unternehmen 
vorzuschlagen. 

Es wurde als zweckmäßig erachtet, mit der Aus- 
arbeitung einer ersten Verordnung zu warten, bis 
eine ausreichende praktische Erfahrung ermöglichte, 
Art und Ausmaß der zu treffenden Vorschriften zu 
bestimmen. Zunächst mußte man die Rechtslage und 
Praxis auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts in 
den Mitgliedstaaten gründlich untersuchen, die wirt- 
schaftliche Struktur verschiedener Wirtschaftszweige 
kennenlernen und die Entwicklung des Gemein^ 
samen Marktes nach dem Anlaufen der ersten, ver- 
traglich vorgeschriebenen Maßnahmen beobachten. * 

Die Voraussetzungen für einen freien Wettbewerb 
in dem zwischenstaatlichen Handel der sechs Mit- 
gliedstaaten müssen schrittweise in engem Zusam- 
menhang mit der Verwirklichung der allgemeinen 
Vertragsziele entwickelt werden? dabei ist den Un- 
terschieden in den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
der einzelnen Länder Rechnung zu tragen. 

Darüber hinaus war für die Durchführung der Vor- 
schriften der Artikel 85 und 86 eine Abstimmung 
zwischen der Kommission und den zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten notwendig, um zu einer 
Gemeinsamkeit der Auffassung zu gelangen, die 
Voraussetzung für eine einheitliche Wettbewerbs- 
politik ist. 


Diese Gedanken haben seit dem Jahre 1958 das ge- 
meinsame Vorgehen der Kommission und der natio- 
nalen Behörden der Mitgliedstaaten geleitet, die 
sich in die Zuständigkeit auf diesem Gebiet teilen. 
Es /ist eine ständige Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den Behörden der sechs Länder zur 
Erörterung von Grundsatzfragen, zum Aufbau der 
Dokumentation und zur Behandlung von Einzel- 
fällen eingeführt worden. Diese gemeinsame Arbeit 
hat sich als sehr fruchtbar erwiesen. Die Vorschriften 
der Verordnung tragen diesem Gedanken Rech- 
nung und werden zu einer Verstärkung der Zusam- 
menarbeit führen. Der in einzelnen Mitgliedstaaten 
beabsichtigte Erlaß von Gesetzen über Kartelle und 
den Mißbrauch marktbeherrschender Stellungen 
wird ebenfalls dazu beitragen, diese Zusammen- 
arbeit wirksam zu gestalten. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt gilt es in erster Linie, 
die Informationsmöglichkeiten der zuständigen Be- 
hörden zu verbessern, die Voraussetzungen einer 
ausreichenden Rechtssicherheit für die Unternehmen 
zu schaffen, eine Übergangsbestimmung für die vor- 
handenen Kartelle vorzusehen und in den sechs 
Ländern eine genügend einheitliche Anwendung 
von Artikel 85 sicherzustellen. 

Deshalb ist für bestimmte vorhandene Kartelle, die 
durch objektive Kriterien umschrieben sind, eine 
Anzeigepflicht vorgesehen. Sowohl für Neu- als auch 
für Altkartelle kann ein Antrag auf Anwendung von 
Artikel 85 Absatz 3 gestellt werden. In diesem Be- 
reich wird diie Zentralisierung der Entscheidungen 
bei der Kommission — unter weitgehender Mit- 
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arbeit der nationalen Behörden — die einheitliche 
Anwendung der Vertragsvorschriften gewährleisten. 
Eine Übergangsregelung wird den Altkartellen er- 
möglichen, sich gegebenenfalls an die Erfordernisse 
des Vertrages anzupassen. Vorbehaltlich dieser 
Ubergangsregelung ist ein unter Artikel 85 fallen- 
des Kartell nur erlaubt, wenn ihm vorher die Ver- 
günstigung des Artikels 85 Absatz 3 gewährt wor- 
den ist, was nur auf Antrag geschehen kann. Erhebt 
die Kommission innerhalb von sechs Monaten nach 
Stellung des Antrages keinen Widerspruch, so wird 
die Absprache bis zu einer Sachentscheidung als 
nicht gemäß Artikel 85 verboten angesehen. 8 

Zur Vervollständigung dieser Vorschriften werden 
gemäß dem Grundsatz des Artikels 89 des Vertrages 
der Kommission gewisse Untersuchungs- und Prü- 
fungsbefugnisse übertragen, die in enger Zusam- 
menarbeit mit den nationalen Behörden ausgeübt 
werden. 

Die schon jetzt erlassenen Sanktionsnormen sollen 
die Beachtung der Kommissionsentscheidungen und 
der Anzeigepflicht sicherstellen. Zu diesen Sank- 
tionen treten die Möglichkeit einer Veröffentlichung 
der Entscheidung und die Risiken hinzu, die mit 
einer Nichtigkeit des Kartellvertrages und mit 
Schadensersatzansprüchen Dritter verbunden sind. 

Es muß betont werden, daß sich die Untersuchungs- 
und Prüfungsbefugnisse sowie die in der Verord- 
nung vorgesehenen Sanktionen ebenso auf die An- 
wendung des Artikels 86 wie auf die des Artikels 85 
beziehen. 

Die wichtigsten Fragen, deren Lösung späteren Ver- 
ordnungen Vorbehalten bleibt, sind folgende: 

Für die Anwendung des Artikels 86 wurden in der 
Verordnung dieselben Befugnisse zur Abstellung 
eines Verstoßes und dieselben Untersuchungs-, 
Nachprüfungs- und Sanktionsbefugnisse vorgesehen 
wie für die Ausführung des Artikels 85. Damit wird 
schon zum Ausdruck gebracht, daß dem Artikel 86 
keine geringere Bedeutung beizumessen ist als dem 
Artikel 85. Es bleibt den Organen der Gemeinschaft 
aber Vorbehalten, nähere Durchführungsvorschriften 
zu Artikel 86 zu erlassen, die dem grundsätzlichen 
Unterschied zwischen Artikel 85 und 86, der nur 
die mißbräuchliche Ausnutzung von marktbeherr- 
schenden Stellungen verbietet, Rechnung tragen. 

Eine andere wichtige Frage ist die Festlegung wei- 
terer Organisations- und Verfahrensregeln, die sich 
als zweckdienlich erweisen könnten. 

Im Hinblick darauf, daß sowohl die nationalen Be- 
hörden als auch die Kommission gemäß den Vor- 
schriften der Artikel 88 und 89 weiterhin zuständig 
bleiben, Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 85 
und 86 durch Entscheidung festzustellen, könnte 
eine zweite Verordnung die Befugnisse der zustän- 
digen Behörden noch näher abgrenzen. 

Schon jetzt wird geprüft, ob die Kommission vor 
ihren Entscheidungen durch einen beratenden Aus- 
schuß unterstützt werden sollte, in dem neben Be- 
amten der Mitgliedstaaten auch weitere Sachver- 
ständige vertreten sein würden. 


| Die Sanktionen für eine Verletzung der Artikel 85 
I und 86 selbst werden ebenfalls erst in einer späte- 
^ ren Verordnung festgelegt werden. 

Schließlich könnte auf Grund einer größeren Erfah- 
| rung der Anwendungsbereich der Artikel 85 und 86 
' für einzelne Wirtschaftszweige näher bestimmt wer- 
I den. So hat die Kommission zum Beispiel beschlos- 
1 sen, den Rat mit einem Memorandum über die An- 
| wendbarkeit der Wettbewerbsregeln auf den Ver- 
: kehr zu befassen sowie mit einem Memorandum 
i über die Auslegung von Artikel 84 Absatz 2 be- 
| treffend die Stellung der Seeschiffahrt und Luftfahrt 
| zum Vertrag. Je nach den Lösungen, die auf diesen 
Gebieten angenommen werden, wird gegebenenfalls 
der Anwendungsbereich der Artikel 85 und 86 für 
| diese Wirtschaftszweige gemäß Artikel 87 Ab- 
; satz 2 (c) naher zu bestimmen sein. 

Artikel 1 

Absatz 1 stellt klar, daß für das Wirksamwerden des 
Verbotes des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages 
keine vorherige Entscheidung einer Verwaltungs- 
behörde oder eines Gerichtes erforderlich ist. Zu den 
Betroffenen, die sich vor den Gerichten auf das Ver- 
bot berufen können, sind sowohl die Partner der 
i Wettbewerbsbeschränkung als auch Dritte zu rech- 
j non, die durch die verbotene Wettbewerbsbeschrän- 
; kung geschädigt werden. Vorbehaltlich der Ein- 
j schränkungen, die sich aus Artikel 177 des Vertrages 
| und aus Artikel 7 dieser Verordnung ergeben, 

! können also die nationalen Gerichte selbständig 
Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages auslegen und an 
die Feststellung einer Zuwiderhandlung die in Ar- 
! tikel 85 Absatz 2 des Vertrages sowie die im natio- 
j nalen Recht vorgesehenen Rechtsfolgen knüpfen. 

: Der Vorbehalt zugunsten der Bestimmungen der 
I Artikel 4 und 6 bezieht sich auf Fälle einer vor- 
läufigen Nichtanwendbarkeitserklärung (Artikel 4) 
und auf die Übergangsregelung für Altkartelle (Ar- 
tikel 6). Der Vorbehalt zugunsten des Artikels 19 
betrifft Entscheidungen, in denen die zuständige Be- 
hörde eines Mitgliedstaates vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung die Bestimmungen des Artikels 85 
Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
für nicht anwendbar erklärt hat. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Bestimmungen des 
Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages nur auf Antrag 
für nicht anwendbar erklärt werden können. Die 
Anträge sind bei der Kommission einzureichen, die 
nach Artikel 2 Absatz 2 ausschließlich zuständig ist, 
darüber zu entscheiden. Anträge können nach dem 
Wortlaut von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
nicht nur für Vereinbarungen zwischen Unter- 
nehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigun- 
gen und aufeinander abgestimmte Verhaltens- 
weisen, sondern auch für Gruppen von solchen 
gestellt werden. 

Absatz 2, der eine rückwirkende Anwendung von 
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Zeiträume 
vor der Entscheidung ausschließt, stellt zugleich den 
Grundsatz der Direktwirkung des Verbotes nochmals 
klar. 
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Artikel 2 

Absatz 1 sichert die Fortsetzung der engen Zusam- 
menarbeit der Kommission mit den Mitgliedstaaten. 
Die in Absatz 1 vorgeschriebene unverzügliche 
Unterrichtung der zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten über die gestellten Anträge ist erfor- 
derlich, weil diese Behörden an der Prüfung der An- 
träge teilnehmen und bei der Kommission nach 
Artikel 4 Absatz 2 (b) beantragen können, Wider- 
spruch zu erheben. 

Die in Absatz 2 vorgesehene ausschließliche Zustän- 
digkeit der Kommission gilt gegenüber allen Ge- 
richten und Verwaltungsbehörden. Es ist notwendig, 
die Entscheidungen über die Anwendung des Ar- 
tikels 85 Absatz 3 des Vertrages bei einer einzigen 
Stelle zusammenzufassen, um eine gleichmäßige 
Praxis in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten 
und zu verhindern, daß durch abweichende Aus- 
legungen dieser Vorschrift in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten neue Wettbewerbsverfälschungen ent- 
stehen. 

Die Entscheidung der Kommission über einen An- 
trag nach Artikel 1 Absatz 2 kann durch den Ge- 
richtshof der Gemeinschaft nach Artikel 173 des 
Vertrages nachgeprüft werden. 


Artikel 3 

Um nach einer gewissen Zeit die erneute Über- 
prüfung eines genehmigten Kartells sicherzustellen, 
sieht Absatz 1 vor, daß die Kommission die Nicht- 
anwendbarkeitserklärung nur für eine begrenzte 
Zeit erteilen kann. Die Vorschrift verhindert zu- 
gleich eine Verschiebung der Beweislast zuungun- 
sten der Kommission. Würde die Nichtanwendbar- 
keitserklärung für unbegrenzte Zeit erteilt, so 
könnte die Kommission sie nur unter den in Ab- 
satz 3 genannten Bedingungen widerrufen, deren 
Eintritt sie beweisen müßte. 

Die Notwendigkeit des Absatzes 2 ergibt sich aus 
der in Absatz 1 getroffenen Regelung. 

Absatz 3 läßt im Interesse der Rechtssicherheit den 
Widerruf oder die Änderung einer Nichtanwend- 
barkeitserklärung nur in bestimmten Fällen zu. 


Artikel 4 

Aus dem Wortlaut des Artikels 85 ergibt sich, daß 
Kartelle grundsätzlich nicht praktiziert werden dür- 
fen, solange das Verbot nicht auf sie für nicht an- 
wendbar erklärt worden ist. In Artikel 1 der Ver- 
ordnung wird dieser Grundsatz näher Umrissen. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 prüfen die Kommission 
und die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
gemeinsam, ob eine Wettbewerbsbeschränkung un- 
ter Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages fällt und ob 
bejahendenfalls die Antragsteller alle Vorausset- 
zungen für die Anwendbarkeit des Artikels 85 Ab- 
satz 3 dargetan haben. Diese Prüfung wird mitunter 


beträchtliche Zeit erfordern. Um einerseits den be- 
rechtigten Interessen der Wirtschaft und anderer- 
seits dem Erfodernis einer möglichst einfachen Ver- 
waltungskontrolle Rechnung zu tragen, gestattet der 
Entwurf, Anträge vorläufig zu bescheiden. Das in 
Artikel 4 vorgesehene Widerspruchsverfahren er- 
möglicht den Unternehmen, die einen Antrag nach 
■ Artikel 1 Absatz 2 gestellt haben, die vorläufige 
| Praktizierung eines Kartells, wenn die Kommission 
! nicht binnen sechs Monaten nach Eingang des An- 
trages Widerspruch erhebt. Der Zeitraum von sechs 
Monaten wird im allgemeinen ausreichen, damit sich 
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und 
die Kommission auf Grund einer vorläufigen Prü- 
fung eine Auffassung über die für die Anwendung 
des Artikels 85 maßgebenden Umstände bilden kön- 
! nen. Wenn die Kommission auf Grund dieser vor- 
läufigen Prüfung zu der Meinung gelangt, daß die 
! Voraussetzungen für das Verbot des Artikels 85 
| Absatz 1 erfüllt sind oder daß Artikel 85 Absatz 3 
i wahrscheinlich nicht angewendet werden kann, muß 
I sie dem Antrag widersprechen. 

| Erhebt die Kommission innerhalb von sechs Mona- 
ten Widerspruch, so gilt die Regel des Artikels 1, 
nach der Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmte Verhaltensweisen der in Arti- 
kel 85 Absatz 1 bezeichneten Art verboten sind, bis 
die Kommission die Bestimmungen des Artikels 85 
Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
I durch Entscheidung für nicht anwendbar erklärt hat. 
Der Widerspruch der Kommission ist lediglich eine 
vorläufige Maßnahme. Jedes beteiligte Unterneh- 
! men kann verlangen, daß die Kommission eine Ent- 
scheidung im Sinne des Artikels 189 des Vertrages 
erläßt, die das Verfahren vor der Kommission been- 
i det und gemäß Artikel 173 des Vertrages durch 
l Klage beim Gerichtshof angefochten werden kann. 

I Die Entscheidung wird wohl meist in einer end- 
gültigen Ablehnung des Antrages bestehen. Es ist 
i im übrigen nicht ausgeschlossen, daß das weitere 
Verfahren trotz des ursprünglichen Widerspruches 
zu einer für die Antragsteller günstigeren Ent- 
scheidung der Kommission führen kann, z. B. indem 
sie neue Beweismittel vorlegen oder ihre Vereinba- 
i rungen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen in 
: einer Weise ändern, die eine Anwendung des Ar- 
| tikels 85 Absatz 3 des Vertrages rechtfertigt. 

Hat die Kommission zunächst- keinen Widerspruch 
erhoben und kommt es später zu einer Ablehnung 
des Antrages auf Anwendung des Artikels 85 Ab- 
satz 3 des Vertrages, so entscheidet die Kommission 
nach Artikel 4 Absatz 4 und setzt den Zeitpunkt 
fest, in dem das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 
wirksam wird. 


I Artikel 5 

| Die Vorschrift sieht die Anzeige bestimmter Typen 
von Wettbewerbsbeschränkungen vor, die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Verordnung vorhan- 
den sind. Die Anzeigepflicht ist zur Anwendung der 
in Artikel 6 vorgesehenen stufenweisen Übergangs- 
■ regelung erforderlich. Ihr zweites Ziel ist die In- 
| formation der Kommission über schon bestehende 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2431 


Wettbewerbsbeschränkungen, die der Verwirkli- 
chung des Gemeinsamen Marktes in besonderem 
Maße hinderlich sein können. Schließlich macht sie 
den Betroffenen klar, welche Kartelle in erster 
Linie dem Rom- Vertrag anzupassen sind. 

Die Anzeige braucht nicht erstattet zu werden, 
wenn binnen sechs Monaten nach dem Inkraft- 
treten der Verordnung ein Antrag gemäß Artikel 1 
Absatz 2 gestellt wird (Artikel 6 Absatz 2). 

Die Anzeigepflicht knüpft an Kriterien an, die 
Zweifel darüber, welche Wettbewerbsbeschränkun- 
gen anzuzeigen sind, nach Möglichkeit ausschließen 
sollen. Aus diesem Grunde ist die Vorschrift so ab- 
gefaßt, daß die Anzeige unabhängig davon erstat- 
tet werden muß, ob im konkreten Fall das Kartell 
geeignet ist, den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten zu beeinträchtigen. Die Beantwortung der 
Frage, ob der Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
beeinträchtigt wird, kann nämlich in manchen Fäl- 
len von Umständen abhängen, die außerhalb der 
Vereinbarungen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen 
liegen und von den Beteiligten nicht immer genau 
beurteilt werden können. Die Kriterien für die An- 
zeigepflicht sind so gewählt, daß die anzeigepflich- 
tigen Wettbewerbsbeschränkungen meistens die 
Voraussetzungen des Artikels 85 Absatz 1 des Ver- 
trages erfüllen werden. In jedem Einzelfall muß 
jedoch die Kommission beweisen, daß diese Vor- 
aussetzungen erfüllt sind. 

Abgesehen von Regelungen der Ein- oder Ausfuhr 
im Gemeinsamen Markt nimmt Absatz 2 Wettbe- 
werbsbeschränkungen, an denen nur Unternehmen 
aus einem Mitgliedstaat beteiligt sind, von der An- 
zeigepflicht aus. 

Die in Absatz 3 vorgesehenen Ausnahmen von der 
Anzeigepflicht sind aus zwei Gründen geboten: 
einmal aus praktischen Überlegungen; es handelt 
sich hier um eine unüberschaubar große Zahl; zum 
anderen sind die in der Gesetzgebung der Mitglied- 
staaten zum Ausdruck kommenden Auffassungen 
über diese Typen von Praktiken noch so unter- 
schiedlich, daß eine besondere Erörterung und viel- 
leicht eine Sonderregelung wünschenswert schei- 
nen. Auch hier möchte die Kommission eine An- 
näherung der Auffassungen der Mitgliedstaaten an- 
streben, bevor sie ihren Standpunkt festlegt. Eine 
besondere Prüfung dieser Frage ist in Artikel 18 
der Verordnung vorgesehen. Die Freistellung von 
der Anzeigepflicht bedeutet nicht, daß diese Gruppen 
nicht unter Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages 
fallen. 


Artikel 6 

Die Vorschrift enthält eine Ubergangsregelung für 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung 
vorhandenen Wettbewerbsbeschränkungen (Altkar- 
telle). Nach dieser Ubergangsregelung wird das 
Wirksamwerden des Verbotes des Artikels 85 Ab- 
satz 1 des Vertrages hinausgeschoben, wenn für an- 
zeigepflichtige Altkartelle binnen sechs Monaten 
nach Erstattung der Anzeige und für nicht anzeige- 
pflichtige Altkartelle binnen drei Jahren nach dem 


Inkrafttreten der Verordnung bei der Kommission 
der in Artikel 1 Absatz 2 vorgesehene Antrag ge- 
stellt wird (Absatz 1 und 3). 

Eine derartige Ubergangsregelung ist erforderlich, 
weil bisher noch nicht in allen Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit bestand, bei einer Verwaltungsbehörde 
Erklärungen im Sinne von Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages zu beantragen. Sie wird außerdem eine 
Anpassung der vor dem Inkrafttreten des Vertrages 
in den Mitgliedstaaten zugelassenen Kartelle an die 
Vorschriften des Vertrages fördern können. 

Für die anzeigepflichtigen und nicht anzeigepflich- 
tigen Altkartelle sind unterschiedliche Fristen vor- 
gesehen, damit die Kommission nicht schon ab In- 
krafttreten der Verordnung mit einer unüberschau- 
bar großen Anzahl von Anträgen befaßt wird, son- 
dern sich auf die Behandlung der wichtigsten Fälle 
beschränken kann. Die Fristen, die hinsichtlich der 
anzeigepflichtigen Kartelle für Anzeige und Antrag- 
stellung vorgesehen sind, sollen eine Anpassung 
von Kartellen ermöglichen, auf die in der angezeig- 
ten Form Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages nicht 
angewendet werden könnte. 

Die Übergangsregelung hat nicht zur Folge, daß die 
Durchsetzung des Kartellverbotes bis zum Ablauf 
der in Absatz 1 und 3 genannten Fristen gehemmt 
wird. Die Kommission kann vielmehr schon vor Ab- 
lauf der Antragsfristen feststellen, daß Artikel 85 
Absatz 1 des Vertrages anwendbar ist und eine Er- 
klärung gemäß Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
nicht erteilt werden kann. Die Behörden der Mit- 
gliedstaaten bleiben ihrerseits gemäß Artikel 88 zu- 
ständig, auf Grund von Artikel 85 Absatz 1 des Ver- 
trages gegen Kartelle vorzugehen (Artikel 7). Die 
Ubergangsregelung darf insbesondere nicht zur 
Folge haben, daß die schon jetzt bestehende An- 
wendbarkeit des Artikels 85 des Vertrages für Kar- 
telle, die keinen Antrag stellen, aufgehoben würde. 

Die in Absatz 4 vorgeschriebene Gewährung einer 
Frist zur Auflösung oder Anpassung an die Erfor- 
dernisse des Artikels 85 Absatz 3 des Vertrages 
entspricht der in Artikel 4 Absatz 4 getroffenen Re- 
gelung. 

Absatz 5 soll die enge Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten bei der Prüfung der gestellten Anträge 
gewährleisten. 

Da die Anzahl der Anträge nicht im voraus abzu- 
schätzen ist und das Untersuchungsverfahren oft 
lange Zeit in Anspruch nimmt, kann man die Kom- 
mission nicht verpflichten, ihre Entscheidungen 
kurzfristig zu treffen; hinsichtlich der Altkartelle 
wollte man jedoch in Absatz 6 den Betroffenen die 
Sicherheit geben, daß die Entscheidung innerhalb 
einer bestimmten Frist getroffen wird. 

Altkartelle, für die innerhalb der in Absatz 1 und 3 
genannten Fristen kein Antrag gestellt worden ist, 
tragen alle hiermit verbundenen Risiken, insbeson- 
dere das der zivilrechtlichen Nichtigkeit. Fallen sie 
unter Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages, so sind sie 
verboten, ohne daß dies einer vorherigen Entschei- 
dung bedarf (Absatz 7). 
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Artikel 7 

Die Vorschrift behält für die Anwendung des Arti- 
kels 85 Absatz 1 des Vertrages die Zuständigkeits- 
verteilung zwischen nationalen Behörden und Kom- 
mission noch bei. 

Absatz 1 stellt die Zuständigkeit der nationalen 
Behörden klar. Solange für Alt- und Neukartelle 
kein Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 bei der Kom- 
mission gestellt ist, können sowohl die nationalen 
Verwaltungsbehörden als auch die nationalen Ge- 
richte Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages anwenden. 
Die Verwaltungsbehörden sind mit der Kommission 
übereingekommen, sie vor ihren Entscheidungen 
zu konsultieren. 

Es braucht nicht bestimmt zu werden, daß die natio- 
nalen Behörden und Gerichte weiterhin zur Anwen- 
dung von Artikel 86 des Vertrages befugt sind, 
weil der Kommission durch die Verordnung eine 
ausschließliche Zuständigkeit nur für Artikel 85 Ab- 
satz 3 des Vertrages übertragen wird. 

Absatz 2 stellt die Zuständigkeit der Kommission 
vor Ablauf der vorgesehenen Fristen und vor Stel- 
lung eines Antrages klar. 


Artikel 8 

Die bloße Feststellung der Zuwiderhandlung dürfte 
sich unter Umständen als ungenügend erweisen, um 
die Unternehmen zu einer Abstellung der verbo- 
tenen Praktiken zu veranlassen, insbesondere weil 
bei der derzeitigen Regelung für Verstöße gegen 
die Artikel 85 und 86 des Vertrages keine Sank- 
tionen vorgesehen sind. 

Die Kommission wird wahrscheinlich nicht häufig 
auf die ihr durch Artikel 89 des Vertrages gege- 
bene Möglichkeit zurückgreifen müssen, die Mit- 
gliedstaaten zu ermächtigen, die erforderlichen Ab- 
hilfemaßnahmen zu treffen; solche Maßnahmen 
könnten am Ende zu Ergebnissen führen, die der 
fortschreitenden Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes abträglich sein würden. 

Notwendig ist, daß die verbotenen Praktiken abge- 
stellt werden; hierzu kann die Kommission die be- 
teiligten Unternehmen — unter Androhung von 
Zwangsgeldern [Artikel 13 (b)] — verpflichten. 

Um der Regelung ihre Elastizität zu bewahren, die 
es erlaubt, allen Situationen Rechnung zu tragen, 
sollte der Kommission gleichwohl nicht die Mög- 
lichkeit genommen werden, wie im Verfahren nach 
Artikel 89 des Vertrages vor einer verpflichtenden 
Entscheidung eine Empfehlung abzugeben. Auch in 
diesem Falle ist die Zusammenarbeit mit den natio- 
nalen Behörden vorgesehen. 


Artikel 9 

Die Kommission hat auf Grund des Artikels 89 die 
Aufgabe, auf die Einhaltung der Artikel 85 und 86 
des Vertrages zu achten; diese Aufgabe muß sie in 
Verbindung mit den zuständigen Behörden der Mit- 


gliedstaaten in wirksamer Weise erfüllen können. 
Sie darf an der Ermittlung und an der Untersuchung 
von vermuteten Zuwiderhandlungen nicht gehin- 
dert oder infolge einer unzulänglichen Auskunft zu 
Fehlentscheidungen nicht veranlaßt werden. 

Die Mitgliedstaaten und die Unternehmen müssen 
deshalb alle von der Kommission angeforderten 
Auskünfte erteilen, damit diese in voller Sach- 
kenntnis entscheiden kann. 

Das Auskunftsrecht der Kommission bleibt jedoch 
auf das zur Erfüllung ihrer Aufgaben „ Erforder- 
liche beschränkt. 

Es sind zwei Stufen vorgesehen: eine erste Stufe, in 
der die Kommission ein einfaches Auskunftsverlan- 
gen stellt, und eine zweite, in der sie im Falle der 
Auskunftsverweigerung des Unternehmens das 
Auskunftsverlangen durch eine förmliche Entschei- 
dung bestätigt. In der ersten Stufe sind die Unter- 
nehmen zwar nicht verpflichtet, Auskunft zu ertei- 
len, sie dürfen aber — wenn sie freiwillig hierzu 
bereit sind — keine unrichtigen Auskünfte geben. 
In der zweiten Stufe sind die Unternehmen zur 
Auskunftserteilung verpflichtet. Die Verletzung 
dieser Verpflichtung kann mit einer Geldbuße ge- 
ahndet, ihre Erfüllung durch ein Zwangsgeld erzwun- 
gen werden. In den Entscheidungen sind die Unter- 
nehmen auf diese Sanktionen hinzuweisen und 
über die zulässigen Rechtsmittel (Artikel 173 des 
Vertrages) zu belehren. 

Die nationalen Behörden werden sofort über die 
Auskunftsverlangen und Entscheidungen der Kom- 
mission unterrichtet, damit von Beginn der Unter- 
suchung an die Zusammenarbeit mit ihnen herge- 
stellt werden kann. 


Artikel 10 

Obwohl Artikel 89 diese Aufgabe der Kommission 
zuweist, erscheint es wünschenswert, bei der Über- 
wachung der Beachtung der Artikel 85 und 86 des 
Vertrages und der auf Grund dieser Artikel getrof- 
fenen Entscheidungen die in dem genannten Artikel 
vorgesehene Amtshilfe der nationalen Behörden 
möglichst häufig in Anspruch zu nehmen. In Artikel 
10 ist diese Amtshilfe näher geregelt. Die nationalen 
Behörden können hierzu durch einen Antrag der 
Kommission veranlaßt werden. 

Dem in Artikel 89 festgelegten Gedanken der Zu- 
sammenarbeit zwischen Kommission und nationalen 
Behörden bei den Untersuchungen ist dadurch Rech- 
nung getragen, daß sowohl die Kommission als auch 
die nationalen Behörden beantragen können, daß 
Bedienstete der Gemeinschaft die nationalen Be- 
amten bei einer Nachprüfung unterstützen. Die 
Kommission ist aber nicht der Meinung, daß eine 
solche gleichzeitige Anwesenheit von Vertretern der 
Kommission und nationalen Behörden immer erfor- 
derlich sein wird. 

Es sei schon jetzt darauf hingewiesen, daß die Lage 
mutatis mutandis die gleiche ist, wenn die Nach- 
prüfung von einem Bediensteten der Gemeinschaft 
gemäß Artikel 11 durchgeführt wird. 
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Artikel 11 

Nicht nur auf Grund der ihr in Artikel 89 des Ver- 
trages übertragenen Verantwortung, sondern auch 
aus praktischen Erwägungen muß die Kommission 
die Möglichkeit behalten, selbst zu handeln. Insbe- 
sondere wird dazu Anlaß bestehen, wenn die na- 
tionalen Behörden nicht in der Lage sind, die er- 
wünschten Nachprüfungen vorzunehmen oder inner- 
halb der gestellten Fristen durchzuführen, oder 
wenn es sich um einen Fall handelt, in dem Nach- 
prüfungen in mehreren Mitgliedstaaten erforderlich 
sind. In diesem Falle müssen die nationalen Behör- 
den vorher unterrichtet werden, damit sie alle 
zweckdienlichen Bemerkungen Vorbringen und ge- 
gebenenfalls einen ihrer Beamten beauftragen kön- 
nen, an der Nachprüfung teilzunehmen. 

Wie das Auskunftsersuchen ist das Nachprüfungs- 
verfahren für die Unternehmen nur dann verbind- 
lich, wenn es in einer förmlichen Entscheidung ange- 
ordnet worden ist, was vermutlich nicht häufig ein- 
treten wird. In der der Entscheidung vorangehen- 
den Stufe haben die Unternehmen, sofern sie ihre 
Bücher und Geschäftsunterlagen freiwillig vorlegen, 
lediglich die Verpflichtung, dies vollständig zu tun. 
Sollte sich eine Entscheidung als erforderlich erwei- 
sen, so muß die nationale Behörde vorher konsul- 
tiert werden. 

Falls sich ein Unternehmen weigert, die Nachprü- 
fung zu dulden, müssen die Mitgliedstaaten in ge- 
eigneter Weise Beistand leisten, um die Durchfüh- 
rung der beschlossenen Nachprüfung zu gewährlei- 
sten. 

Wie die Auskunftsersucher, können auch die Nach- 
prüfungen von der Kommission nur zur Erfüllung 
der ihr in Artikel 89 des Vertrages und in Vor- 
schriften gemäß Artikel 87 des Vertrages übertra- 
genen Aufgaben vorgenommen oder beantragt wer- 
den. Es wird sich hier wohl insbesondere um fol- 
gende Fälle handeln: 

a) Fälle, in denen die erteilten Auskünfte nicht 
rechtzeitig gegeben werden oder nicht genügen; 

b) Fälle, in denen ein Antrag auf Anwendung des 
Artikels 85 Absatz 3 des Vertrages eine Nach- 
prüfung von gewissen Tatsachen erforderlich 
macht; 

c) Fälle, in denen eine Klage oder gewisse Anoma- 
lien im Marktgeschehen oder sonstige Gründe 
Anlaß geben, eine Zuwiderhandlung gegen die 
Artikel 85 oder 86 des Vertrages zu vermuten. 


Artikel 12 

Damit die Kommission auf die Einhaltung der Ar- 
tikel 85 und 86 des Vertrages achten kann, muß sie 
bei schuldhaften Zuwiderhandlungen gegen die in 
der Verordnung vorgesehenen Verpflichtungen 
Geldbußen gegen Unternehmen und Unternehmens- 
vereinigungen festsetzen können. Die Geldbußen 
haben aber den Charakter von Verwaltungsmaß- 
nahmen, nicht von Strafmaßnahmen. 


Aus Artikel 87 und Artikel 172 des Vertrages folgt, 
daß die Kommission durch Verordnungen des Rates 
ermächtigt werden kann, Geldbußen festzusetzen. 

Es erscheint nicht angezeigt, die Festsetzung von 
Geldbußen dem Gerichtshof der Gemeinschaft in 
erster und letzter Instanz zuzuweisen, weil dies den 
Gerichtshof überlasten könnte und das Fehlen einer 
zweiten Instanz unbefriedigend wäre. 

Die Befugnis des Gerichtshofes der Gemeinschaft 
zu unbeschränkter Nachprüfung dieser Entscheidun- 
gen wird durch Artikel 14 gewährleistet. 

Die Vorschrift gestattet, die Höhe der Buße der 
Schwere des Verstoßes anzupassen. 


Artikel 13 

I Die Vorschrift erlaubt es der Kommission, Unter- 
| nehmen und Unternehmensvereinigungen durch 
! Festsetzung von Zwangsgeldern zur Einhaltung der 
j in der Verordnung vorgesehenen Verpflichtungen 
| anzuhalten. Von besonderer Bedeutung ist, daß die 
Kommission gemäß (b) die Abstellung einer Zu- 
widerhandlung gegen die Artikel 85 und 86 des 
Vertrages erzwingen kann. 

Im übrigen gilt die Begründung zu Artikel 12 ent- 
I sprechend. 


I A r t i k e 1 14 

| Es erscheint zweckmäßig, von der in Artikel 172 des 
; Vertrages vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch zu 
! machen und dem Gerichtshof der Gemeinschaft ein 
umfassendes Nachprüfungsrecht im Hinblick auf Ent- 
' Scheidungen der Kommission einzuräumen, in denen 
j eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld festgesetzt ist. 


j A r t i k e 1 15 

i Die Vorschrift sichert die Verteidigungsrechte der 
| von einer Entscheidung der Kommission betroffenen 

| Unternehmen und Unternehmensvereinigungen. 

| 

Die Anhörung anderer Personen und Personenver- 
j einigungen kann zur Beurteilung einer Wettbe- 
werbsbeschränkung zweckdienlich sein. 

Vor Entscheidungen, in denen eine Auskunft ange- 
fordert oder eine Nachprüfung angeordnet wird, ist 
eine Anhörung nicht sachdienlich, weil dadurch der 
Erfolg der Untersuchungs- und Prüfungsmaßnahmen 
gefährdet werden könnte. 

Die Verordnung beschränkt sich auf diese wesent- 
lichen Grundsätze eines guten Verfahrens. Die Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und das 
Klagerecht bei dem Gerichtshof werden daneben ge- 
währleisten, daß den in einem Rechtsstaat übli- 
chen Auffassungen über ein richtiges Verfahren 
Rechnung getragen werden wird. Andererseits er- 
möglicht es diese Beschränkung, auf einige wesent- 
liche Grundsätze in einer späteren mehr in Einzel- 
heiten gehenden Verordnung, Verfahrensregeln zu 
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schaffen, die den sich aus der weiteren Praxis erge- 
benden Aufassungen und Bedürfnissen in angemes- 
sener Form Rechnung tragen können. Zu den übli- 
chen Verfahrensregeln, die in irgendeiner Form aus- 
drücklich festzulegen sein werden, zählt die Kom- 
mission das Recht der Unternehmen, die Tatsachen 
zu kennen, die für die Entscheidung der Kommis- 
sion von wesentlicher Bedeutung sind, und das 
Recht, sich im Verfahren Beistand leisten zu lassen. 


Artikel 16 

Absatz 1 dient dem Schutz der von Untersuchungen 
oder Nachprüfungen betroffenen Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen. Es ist dadurch unter 
anderem gewährleistet, daß die durch Auskünfte 
oder Nachprüfungen erlangten Kenntnisse nicht für 
Strafprozesse oder für steuerliche Zwecke verwertet 
werden dürfen. Er verpflichtet die Kommission, die 
bei der Anwendung der Verordnung eingeschalteten 
Behörden der Mitgliedstaaten sowie ihre Beamten 
und sonstigen Bediensteten zur Geheimhaltung. 

Der Vorbehalt zugunsten des Artikels 17 soll der 
Kommission die vollständige oder teilweise Ver- 
öffentlichung bestimmter Entscheidungen ermög- 
lichen. 

Die in Absatz 3 getroffene Regelung entspricht dem 
Tnformationsbedürfnis der Öffentlichkeit und des 
Parlaments; schutzwürdige Belange werden durch 
diese Art von Veröffentlichungen nicht berührt. 


Artikel 17 

Die Veröffentlichung von Entscheidungen der Kom- 
mission zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages ist 
zumindest in einem begrenzten Rahmen unerläßlich, 
damit sich die Wirtschaft ein Urteil darüber bilden 
kann, wie diese Vorschriften ausgelegt werden. Sie 
entspricht außerdem dem Informationsbedürfnis der 
Öffentlichkeit. 

Die Veröffentlichung in vollständiger Form ist nur 
für die in Absatz 1 erwähnten Entscheidungen vor- 
gesehen, die von Amts wegen ergehen. In diesen 
Fällen besteht kein Anlaß, die beteiligten Unter- 
nehmen zu schützen, weil es sich in aller Regel um 
wissentliche Verstöße gegen die Artikel 85 und 
86 des Vertrages handelt. Da die Veröffentlichung 
nicht zwingend vorgeschrieben ist, kann je nach 
Lage des Falles gleichwohl den berechtigten Inter- 
essen der Unternehmen an der Wahrung ihrer Ge- 
schäftsgeheimnisse Rechnung getragen werden. Für 
Entscheidungen, in denen Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages angewendet wird, ist dies zwingend vor- 
gesehen. 

Entscheidungen, durch die ein Antrag nach Artikel 1 
Absatz 2 abgelehnt wird, sollen nicht veröffentlicht 
werden, damit die Unternehmen, die an Wettbe- 
werbsbeschränkungen beteiligt sind oder sich an 


solchen beteiligen wollen, nicht davor zurückschrek- 
ken, ihre Verhältnisse in ihren Anträgen offenzu- 
legen. 

Falls in einer späteren Verordnung eine weiter- 
reichende Publizität vorgesehen werden sollte, so 
w r ürde eine solche Publizität nicht für Entscheidun- 
gen über einen Antrag gelten, der vor dem Inkraft- 
treten der neuen Verordnung gestellt wird. 


Artikel 18 

: Nach Artikel 5 Absatz 3 sind bestimmte, bei In- 
| krafttreten der Verordnung vorhandene Wettbe- 
; werbsbeschränkungen nicht anzuzeigen, wenn an 
| ihnen nur zwei Unternehmen beteiligt sind. Die 
| Gründe für diese vorgehene Regelung sind am 
I Schluß der Begründung zu Artikel 5 angegeben. Wie 
sich daraus ergibt, ist die Kommission nicht der An- 
sicht, daß diese Arten von Wettbewerbsbeschrän- 
kungen für das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes ohne weiteres unerheblich sind. Die Kom- 
mission wird deshalb auf Grund von weiteren Be- 
ratungen mit den zuständigen Behörden der Mit- 
| gliedstaaten Vorschläge über eine abweichende Be- 
j handlung dieser Wettbewerbsbeschränkungen aus- 
arbeiten, die der Rat binnen eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung prüfen könnte. 


| Artikel 19 

| Da die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
auf Grund von Artikel 88 des Vertrages in einigen 
| Fällen Artikel 85 Absatz 1 gemäß Artikel 85 Ab- 
satz 3 des Vertrages für nicht anwendbar erklärt 
i haben, ist eine Ubergangsregelung dieser Art er- 
: forderlich. 

Eine Anzeige solcher Fälle durch die beteiligten 
Unternehmen ist entbehrlich, weil die Kommission 
; darüber durch die zuständigen Behörden der Mit- 

i gliedstaaten unterrichtet werden kann. 

i 

1 Die Übergangsregelung gilt für Fälle, in denen das 
; Verfahren vor den zuständigen Behörden eines Mit- 
gliedstaates abgeschlossen ist. Hat die zuständige 
| Behörde im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ver- 
i Ordnung über einen ihr vorliegenden Antrag gemäß 
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages noch nicht ab- 
! schließend entschieden, so gelten die allgemeinen 
! Vorschriften dieser Verordnung. 


I Artikel 20 

j 

l Die vorgesehene Ermächtigung der Kommission soll 
I die Verordnung von bloßen Formvorschriften ent- 
I lasten. 

| Die Kommission wird diese Ausf-ührungsbestim- 
i mungen rechtzeitig vorbereiten. 
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Verordnung Nr. . . . 

über die Anwendung der Artikel 85 und 86 des Vertrages 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT, 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und insbesondere auf Artikel 87, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

die in Artikel 85 Absatz 1 genannten Verein- 
barungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimm- 
ten Verhaltensweisen sind verboten und nichtig, so- 
lange die Bestimmungen dieser Vorschrift nicht ge- 
mäß Absatz 3 dieses Artikels für nicht anwendbar 
erklärt worden sind; 

zur Verwirklichung der Bestimmungen des Ar- 
tikels 85 ist es zweckdienlich, einerseits festzulegen, 
unter welchen Bedingungen die in Absatz 3 dieser 
Vorschrift vorgesehene Erklärung der Nichtanwend- 
barkeit in Zukunft beantragt und erteilt werden 
kann, und andererseits eine Übergangsregelung für 
die unter Artikel 85 Absatz 1 fallenden Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
zu treffen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ser Verordnung vorhanden sind; 

unabhängig von der auf objektiven Merkmalen 
beruhenden Anzeigepflicht, die für bestimmte Ver- 
einbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen besteht, um die Kontrolle 
der Anwendung der Bestimmungen des Artikels 85 
zu erleichtern, ist für die unter Artikel 85 Absatz 1 
fallenden Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmten Verhaltensweisen zur Erlan- 
gung der in Artikel 85 Absatz 3 vorgesehenen Er- 
klärung der Nichtanwendbarkeit ein mit der not- 
wendigen Begründung versehener Antrag zu 
stellen; 

es ist angebracht, die Wirkungen des in Artikel 85 
Absatz 1 ausgesprochenen Verbotes für die Dauer 
der Prüfung der Anträge aufzuschieben, die für die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
vorhandenen Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmten Verhaltensweisen gestellt 
werden, und einen vorläufigen Aufschub für die 
später zustande kommenden Vereinbarungen, Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmten Verhaltens- 
weisen vorzusehen, die nach einer ersten Prüfung 
nicht als mit den Bestimmungen des Artikels 85 un- 
vereinbar erscheinen; 

um die einheitliche Anwendung der Bestimmun- 
gen des Artikels 85 im Gemeinsamen Markt zu 
gewährleisten, muß die in enger Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 


handelnde Kommission damit betraut werden, die 
Anträge zu püfen und über sie zu entscheiden; 

zu diesem Zweck muß sich die Kommission der 
Mitwirkung der zuständigen Behörden der Mitglied- 
| Staaten versichern und außerdem im gesamten Be- 
reich des Gemeinsamen Marktes über die Befug- 
nis verfügen, Auskünfte zu erlangen und Nachprü- 
fungen vorzunehmen, die erforderlich sind, um die 
; durch Artikel 85 Absatz 1 verbotenen Vereinba- 
i rungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmten 
j Verhaltensweisen sowie die durch Artikel 86 ver- 
! botene mißbräuchliche Ausnutzung einer beherr- 
i sehenden Stellung zu ermitteln; 

zur Erfüllung ihrer Aufgabe, für die Anwendung 
der Vorschriften des Vertrages Sorge zu tragen, 

■ muß die Kommission das Recht haben, an Unter- 
; nehmen oder Unternehmensvereinigungen Empfeh- 
lungen und Entscheidungen zu richten mit dem Ziel, 
Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 85 und 86 
' abzustellen; 

die Beachtung der durch diese Verordnung den 
i Unternehmen und Unternehmensvereinigungen auf- 
i erlegten Verpflichtungen muß durch Zwangsgelder 
i sichergestellt und die Verletzung dieser Verpflich- 
! tungen durch Geldbußen geahndet werden können; 

; alle Entscheidungen, die die Kommission in An- 
wendung dieser Verordnung erläßt, unterliegen unter 
den im Vertrag bestimmten Voraussetzungen der 
Überwachung des Gerichtshofes; darüber hinaus ist es 
angebracht, dem Gerichtshof in Anwendung von 
Artikel 172 eine Zuständigkeit zu übertragen, 
welche die Befugnis zu unbeschränkter Ermessens- 
nachnachprüfung umfaßt, soweit es sich um Ent- 
scheidungen handelt, durch die die Kommission 
| Geldbußen oder Zwangsgelder auferlegt; 

die Vorschriften dieser Verordnung können in 
Kraft treten unbeschadet des späteren Erlasses von 
weiteren Regelungen, die zur Verwirklichung der 
in den Artikeln 85 und 86 niedergelegten Grund- 
sätze zweckdienlich sind, 


HAT DIE FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen der in Artikel 85 
Absatz 1 des Vertrages bezeichneten Art sind ver- 
boten, ohne daß dies einer vorherigen Entscheidung 
bedarf, bis die Kommission die Bestimmungen des 
Artikels 85 Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 
des Vertrages auf sie durch Entscheidung für nicht 
anwendbar erklärt hat. Die Bestimmungen der Ar- 
tikel 4, 6 und 19 bleiben unberührt. 
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(2) Die Kommission kann die Bestimmungen des 
Artikels 85 Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages nur auf Antrag und mit Wirkung von 
dem Zeitpunkt der Entscheidung an für nicht an- 
wendbar erklären. 


Artikel 2 

(1) Die Kommission übersendet den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten unverzüglich eine Ab- 
schrift der Anträge, die bei ihr nach Artikel 1 Absatz 2 
eingereicht werden. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten werden an der Prüfung der An- 
träge beteiligt. 

(2) Vorbehaltlich der Nachprüfung der Entschei- 
dung durch den Gerichtshof ist die Kommission aus- 
schließlich zuständig, die Bestimmungen von Ar- 
tikel 85 Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages für nicht anwendbar zu erklären. 


Artikel 3 

(1) Die in Artikel 1 Absatz 1 vorgesehene Er- 
klärung ist für eine bestimmte Zeit zu erteilen; sie 
kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden 
werden. 

(2) Die Erklärung kann auf Antrag erneuert wer- 
den, wenn die Voraussetzungen des Artikels 85 
Abs. 3 des Vertrages weiterhin erfüllt sind. 

(3) Die Kommission kann die Erklärung wider- 
rufen oder ändern, 

(a) wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse in 
einem für die Entscheidung wesentlichen Punkt 
geändert haben, 

(b) wenn die Beteiligten einer mit der Erklärung 
verbundenen Auflage zuwiderhandeln, 

(c) wenn die Erklärung arglistig oder durch unrich- 
tige Angaben herbeigeführt worden ist oder 

(d) wenn die Beteiligten die durch die Erklärung 
erlangte Freistellung von Artikel 85 Absatz 1 
des Vertrages mißbrauchen. 


Artikel 4 

(1) Erhebt die Kommission nicht binnen sechs 
Monaten nach Eingang des in Artikel 1 Absatz 2 
vorgesehenen Antrages schriftlich Widerspruch, so 
werden die Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgestimmten Verhaltensweisen vorläufig 
nicht als nach Artikel 85 des Vertrages verboten 
angesehen. 

(2) Die Kommission erhebt Widerspruch, 

(a) wenn sie auf Grund vorläufiger Prüfung des 
Antrages der Auffassung ist, daß die Voraus- 
setzungen des Artikels 85 Absatz 1 des Ver- 
trages vorliegen und eine Anwendung von Ar- 


tikel 85 Absatz 3 des Vertrages nicht gerecht- 
fertigt ist oder 

(b) wenn die zuständige Behörde eines Mitglied- 
staates spätestens zwei Monate vor Ablauf der 
in Absatz 1 bezeichneten Frist einen begründe- 
ten Antrag stellt. 

(3) Erhebt die Kommission Widerspruch, so kann 
jedes beteiligte Unternehmen eine Entscheidung der 
Kommission beantragen. 

(4J Werden Vereinbarungen, Beschlüsse oder auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen nach Ab- 
satz 1 vorläufig nicht als nach Artikel 85 des 
Vertrages verboten angesehen und lehnt die Kom- 
mission später den Antrag ab, so setzt sie in ihrer 
Entscheidung den Zeitpunkt fest, in dem das Ver- 
bot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages wirk- 
sam wird. 

Artikel 5 

(1) Binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung sind der Kommission die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung vor- 
handenen Vereinbarungen zwischen Unternehmen, 
Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen anzu- 
zeigen, welche innerhalb des Gemeinsamen Marktes 

(a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung 
von Mindest-, Höchst- oder Festpreisen für 
Waren oder Dienstleistungen, 

(b) die Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes 
oder der Investitionen, 

(c) die Aufteilung von Märkten nach Gebiet, Kun- 
denkreis oder sonstigen Merkmalen oder 

(d) die Verhinderung, Einschränkung oder sonstige 
Regelung der Ein- oder Ausfuhr zwischen Mit- 
gliedstaaten 

bezwecken oder bewirken. 

(2) Die in Absatz 1 unter (a), (b) und (c) genann- 
ten Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltens- 
weisen sind nur dann anzuzeigen, wenn an ihnen 
Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten 
beteiligt sind. 

nur dann anzuzeigen, wenn an ihnen Unternehmen 
aus verschiedenen Mitgliedstaaten beteiligt sind. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Vereinbarungen 
sind nicht anzuzeigen, wenn an ihnen nur zwei 
Unternehmen beteiligt sind und die Vereinbarungen 
lediglich 

(a) einen Vertragsbeteiligten bei der Weiterveräuße- 
rung von Waren, die er von dem anderen Ver- 
tragsbeteiligten bezieht, in der Freiheit der Ge- 
staltung von Preisen oder Geschäftsbedingun- 
gen beschränken, 

(b) dem Erwerber oder dem Benutzer von Paten- 
ten, Gebrauchsmustern oder Warenzeichen Be- 
schränkungen hinsichtlich der Ausübung dieser 
Rechte auferlegen, 
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(c) einen Lieferanten verpflichten, bestimmte Wa- | 
ren ausschließlich an einen Abnehmer zu 
liefern, 

(d) einen Abnehmer verpflichten, bestimmte Wa- 
ren ausschließlich von einem Lieferanten zu ! 
beziehen oder 

(e) die Alleinvertretung für bestimmte Waren 
oder Dienstleistungen eines Unternehmens be- 
treffen. 


Artikel 6 

(1) Wird für Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen der in Ar- 
tikel 85 Absatz 1 des Vertrages bezeichneten Art, 
die nach Artikel 5 angezeigt worden sind, binnen 
sechs Monaten nach Erstattung dieser Anzeige ein 
Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 gestellt, so wird 
das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages 
im Falle der Ablehnung des Antrages nicht vor 
dem Zeitpunkt wirksam, den die Kommission in 
ihrer Entscheidung nach Absatz 4 festsetzt. 

(2) Wird ein Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 
binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung gestellt, so braucht die in Artikel 5 
vorgesehene Anzeige nicht erstattet zu werden. 

(3) Wird für Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen der in Ar- 
tikel 85 Absatz 1 des Vertrages bezeichneten Art, 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung vorhanden sind und der in Artikel 5 vorge- 
sehenen Anzeigepflicht nicht unterliegen, binnen 
drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieser Verord- 
nung ein Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 gestellt, 
so wird das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des 
Vertrages im Falle der Ablehnung des Antrages 
nicht vor dem Zeitpunkt wirksam, den die Kommis- 
sion in ihrer Entscheidung nach Absatz 4 festsetzt. 

(4) Stellt die Kommission in der Entscheidung 
über einen in Absatz 1 oder 3 bezeichneten Antrag 
fest, daß die Voraussetzungen des Artikels 85 Ab- j 
satz 1 des Vertrages vorliegen, und lehnt sie eine 
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
ab, so setzt sie den Beteiligten eine Frist von läng- 
stens einem Jahr, nach deren Ablauf das Verbot des 
Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages wirksam wird. 

(5) Auf die in Absatz 1 und 3 bezeichneten An- 
träge ist Artikel 2 anzuwenden. 

(6) Die Kommission trifft ihre Entscheidungen 
binnen drei Jahren nach Eingang der in Absatz 1 
und 3 bezeichneten Anträge. 

(7) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Verordnung vorhandenen Vereinbarungen, Be- 
schlüsse und aufeinander abgestimmten Verhaltens- 
weisen der in Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages 
bezeichneten Art, für die innerhalb der in Absatz 1 
und 3 bestimmten Frist kein Antrag gestellt worden 
ist, sind verboten, ohne daß dies einer vorherigen 
Entscheidung bedarf. 


Artikel 7 

(1) Solange kein Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 
gestellt ist, bleiben die Behörden der Mitgliedstaa- 
ten vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 zuständig, 
Artikel 85 Absatz 1 gemäß Artikel 88 des Vertrages 
anzuwenden, auch wenn die für die Antragstellung 
vorgesehenen Fristen noch nicht abgelaufen sind. 

(2) Außerdem kann die Kommission in dem in 
Absatz 1 bezeichneten Fall nach Anhörung der zu- 

j ständigen Behörden der Mitgliedstaaten durch Ent- 
! Scheidung feststellen, daß eine Vereinbarung, ein 
I Beschluß oder eine Verhaltensweise unter Artikel 85 
| Absatz 1 des Vertrages fällt. 


Artikel 8 

(1) Stellt die Kommission eine Zuwiderhandlung 
gegen die Bestimmungen des Artikels 85 oder 86 
des Vertrages fest, so kann sie die beteiligten Un- 
ternehmen und Unternehmensvereinigungen nach 
Anhörung der zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten durch Entscheidung verpflichten, die fest- 
gestellte Zuwiderhandlung abzustellen. 

(2) Die Kommission kann nach Anhörung der zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten Empfehlun- 
gen zur Abstellung der Zuwiderhandlung an die 
beteiligten Unternehmen und Unternehmensvereini- 
gungen richten, bevor sie eine Entscheidung nach 
Absatz 1 erläßt. 


Artikel 9 

(1) Zur Erfüllung der ihr in Artikel 89 und in 
: Vorschriften gemäß Artikel 87 des Vertrages über- 
I tragenen Aufgaben kann die Kommission von den 
| Regierungen und den zuständigen Behörden der 
| Mitgliedstaaten sowie von Unternehmen und Unter- 
nehmensvereinigungen alle erforderlichen Aus- 
künfte einholen. 

(2) Richtet die Kommission ein Auskunftsverlan- 
gen an Unternehmen oder Unternehmensvereini- 
gungen, so unterrichtet sie darüber unverzüglich 

! die zuständige Behörde des Mitgliedstaates, in wel- 
chem sich der Sitz des Unternehmens oder der Un- 
I ternehmensvereinigung befindet. In ihrem Verlan- 
gen weist die Kommission auf die in Artikel 12 (c) 
vorgesehenen Sanktionen für den Fall der Erteilung 
einer unrichtigen Auskunft hin. 

(3) Wird eine von Unternehmen oder Unterneh- 
mensvereinigungen verlangte Auskunft in der von 
der Kommission gesetzten Frist nicht oder nicht voll- 

| ständig erteilt, so fordert die Kommission die Aus- 
kunft durch eine Entscheidung an. Die Entscheidung 
bezeichnet die geforderten Auskünfte, bestimmt eine 
angemessene Frist zur Erteilung der Auskünfte und 
j weist auf die in den Artikeln 12 (c) und 13 (c) vor- 
I gesehenen Sanktionen sowie auf das Recht hin, vor 
j dem Gerichtshof gegen die Entscheidung Klage zu 
t erheben. 
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(4) Die Kommission übersendet der zuständigen 
Behörde des Mitgliedstaates, in welchem sich der 
Sitz des Unternehmens oder der Unternehmensver- 
einigung befindet, unverzüglich eine Abschrift der 
Entscheidung. 


Artikel 10 

(1) Auf Ersuchen der Kommission nehmen die zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten Nachprü- 
fungen vor, die die Kommission auf Grund von Arti- 
kel 11 Absatz 1 für angezeigt hält oder in einer Ent- 
scheidung gemäß Artikel 1 1 Absatz 3 angeordnet 
hat. Die mit der Durchführung der Nachprüfungen 
beauftragten Bediensteten der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten üben ihre Befugnisse unter Vor- 
lage eines schriftlichen Prüfungsauftrages der zu- 
ständigen Behörde desjenigen Mitgliedstaates aus, 
auf dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung vorge- 
nommen werden soll. In dem Prüfungsauftrag sind 
der Gegenstand und der Zweck der Nachprüfung zu 
bezeichnen. 

(2) Bedienstete der Kommission können auf 
deren Antrag oder auf Antrag der zuständigen Be- 
hörde des Mitgliedstaates, auf dessen Hoheitsgebiet 
die Nachprüfung vorgenommen werden soll, die Be- 
diensteten dieser Behörde bei der Erfüllung ihrer 
Aufgabe unterstützen. 


Artikel 11 

(1) Zur Erfüllung der ihr in Artikel 89 und in 
Vorschriften gemäß Artikel 87 des Vertrages über- 
tragenen Aufgaben kann die Kommission bei Un- 
ternehmen und Unternehmensvereinigungen alle er- 
forderlichen Nachprüfungen vornehmen. 

Zu diesem Zweck verfügen die beauftragten Be- 
diensteten der Kommission über folgende Befug- 
nisse: 

(a) Prüfung der Bücher und sonstigen Geschäfts- 
unterlagen; 

(b) Anfertigung einer Abschrift oder eines Aus- 
zuges aus Büchern und Geschäftsunterlagen; 

(c) Anforderung mündlicher Erklärungen an Ort 
und Stelle; 

(d) Zutritt zu allen Räumlichkeiten, Grundstücken 
und Fahrzeugen der Unternehmen. 

(2) Die mit der Nachprüfung beauftragten Be- 
diensteten der Kommission üben ihre Befugnisse 
unter Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages 
aus, in dem der Gegenstand und der Zweck der 
Nachprüfung bezeichnet sind und auf die in Arti- 
kel 12 (d) vorgesehene Sanktion für den Fall hinge- 
wiesen wird, daß die angeforderten Bücher oder son- 
stigen Geschäftsunterlagen nicht vollständig vorge- 
legt werden. Über den Prüfungsauftrag und die Per- 
son des beauftragten Bediensteten unterrichtet die 
Kommission unverzüglich die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die 
Nachprüfung vorgenommen werden soll. 


(3) Unternehmen und Unternehmensvereinigun- 
gen sind verpflichtet, die Nachprüfungen zu dulden, 
die die Kommission in einer Entscheidung angeord- 

j net hat. Die Entscheidung bezeichnet den Gegen- 
! stand und den Zweck der Nachprüfung, bestimmt 
den Zeitpunkt des Beginns der Nachprüfung und 
weist auf die in den Artikeln 12 (d) und 13 (d) vor- 
gesehenen Sanktionen sowie auf das Recht hin, vor 
dem Gerichtshof gegen die Entscheidung Klage zu 
erheben. 

(4) Die Kommission trifft die in Absatz 3 ge- 
nannten Entscheidungen nach Anhörung der zustän- 
digen Behörde des Mitgliedstaates, auf dessen Ho- 
heitsgebiet die Nachprüfung vorgenommen werden 
soll. 

(5) Bedienstete der zuständigen Behörde des Mit- 
gliedstaates, auf dessen Hoheitsgebiet die Nachprü- 
fung vorgenommen werden soll, können auf deren 
Antrag oder auf Antrag der Kommission die Be- 
diensteten der Kommission bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben unterstützen. 

(6) Widersetzt sich ein Unternehmen einer Nach- 
prüfung, die die Kommission auf Grund einer Ent- 
scheidung nach Absatz 3 vornimmt, so ist die zustän- 
dige Behörde des Mitgliedstaates, auf dessen Ho- 
heitsgebiet die Nachprüfung vorgenommen wird, 
auf Ersuchen der Kommission verpflichtet, den mit 
der Nachprüfung beauftragten Bediensteten der 
Kommission zur Durchsetzung der Nachprüfung in 
geeigneter Weise Beistand zu leisten. 


Artikel 12 

Die Kommission kann nach Anhörung der zustän- 
digen Behörden der Mitgliedstaaten gegen Unter- 
nehmen und Unternehmensvereinigungen durch eine 
Entscheidung Geldbußen in Höhe von einhundert 
bis fünftausend Rechnungseinheiten festsetzen, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 

(a) die in Artikel 5 vorgesehene Anzeige nicht 
rechtzeitig erstatten oder in der Anzeige un- 
richtige oder entstellte Angaben machen, 

(b) in einem Antrag nach Artikel 1 Absatz 2 un- 
richtige oder entstellte Angaben machen, 

(c) eine Auskunft unrichtig oder nicht innerhalb der 
in einer Entscheidung gemäß Artikel 9 Absatz 3 
gesetzten Frist erteilen oder 

(d) bei Nachprüfungen gemäß Artikel 10 oder 11 
die angeforderten Bücher oder sonstigen Ge- 
schäftsunterlagen nicht vollständig vorlegen 
oder die in einer Entscheidung gemäß Artikel 11 
Absatz 3 angeordnete Nachprüfung nicht dul- 
den. 


Artikel 13 

Die Kommission kann nach Anhörung der zustän- 
digen Behörden der Mitgliedstaaten gegen Unter- 
! nehmen und Unternehmensvereinigungen durch eine 
Entscheidung Zwangsgelder in Höhe von fünfzig bis 
eintausend Rechnungseinheiten für jeden Tag des 
| Verzuges festsetzen, um sie 
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(a) zur Vornahme einer in Artikel 5 vorgesehenen 
Anzeige anzuhalten, die nicht rechtzeitig er- 
stattet worden ist, 

(b) zur Abstellung einer Zuwiderhandlung gegen 
die Bestimmungen der Artikel 85 oder 86 des 
Vertrages anzuhalten, die sie in einer Entschei- 
dung gemäß Artikel 8 Absatz 1 angeordnet hat, 

(c) zur Erteilung einer vollständigen und richtigen 
Auskunft anzuhalten, die sie in einer Entschei- 
dung gemäß Artikel 9 Absatz 3 angefordert hat 
oder 

(d) zur Duldung einer Nachprüfung anzuhalten, die 
sie in einer Entscheidung gemäß Artikel 11 Ab- 
satz 3 angeordnet hat. 


Artikel 14 

Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommis- 
sion, in denen eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld 
festgesetzt ist, hat der Gerichtshof die Befugnis zu 
unbeschränkter Nachprüfung der Entscheidung im 
Sinne von Artikel 172 des Vertrages; er kann die 
festgesetzte Geldbuße oder das festgesetzte Zwangs- 
geld aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 


Artikel 15 

Vor Entscheidungen auf Grund der Artikel 1 Ab- 
satz 1, Artikel 3 Absatz 3, Artikel 4 Absatz 3 und 4, 
Artikel 6 Absatz 4, Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 
Absatz 1, Artikel 12 und 13 gibt die Kommission den 
beteiligten Unternehmen oder Unternehmensverei- 
nigungen Gelegenheit zur Äußerung. Soweit es die 
Kommission für erforderlich hält, kann sie auch an- 
dere Personen und Personenvereinigungen anhören. 


Artikel 16 

(1) Die bei Anwendung der Artikel 9, 10 oder 11 
erlangten Kenntnisse dürfen nur zu dem mit der 
Auskunft oder Nachprüfung verfolgten Zweck ver- 
wertet werden. 

(2) Die Kommission und die zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten sowie ihre Beamten und 
sonstigen Bediensteten sind verpflichtet, Kenntnisse 
nicht preiszugeben, die sie bei Anwendung dieser 
Verordnung erlangt haben und die ihrem Wesen 
nach unter das Berufsgeheimnis fallen; die Bestim- 
mungen des Artikels 17 bleiben unberührt. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 ste- 
hen der Veröffentlichung von Übersichten oder Zu- 
sammenfassungen nicht entgegen, die keine Anga- 
ben über einzelne Unternehmen oder Unternehmens- 
vereinigungen enthalten. 


Artikel 17 

(1) Die Kommission kann Entscheidungen, die sie 
nach Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 1 er- 
läßt, in vollständiger Form veröffentlichen. 


(2) Die Kommission kann Entscheidungen veröf- 
fentlichen, durch die sie auf Grund von Anträgen 
nach Artikel 1 Absatz 2 die Bestimmungen des Arti- 
kels 85 Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des 
Vertrages für nicht anwendbar erklärt. Die Veröf- 
fentlichung muß den berechtigten Interessen der Un- 
ternehmen an der Wahrung ihres Geschäftsgeheim- 
nisses Rechnung tragen. 


Artikel 18 

Binnen eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung prüft der Ministerrat auf Vorschlag der 
Kommission die besonderen Bestimmungen, die für 
die in Artikel 5 Absatz 3 genannten Vereinbarun- 
gen in Abweichung von den Vorschriften dieser 
Verordnung getroffen werden können. 


Artikel 19 

(1) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen der in Artikel 85 
Absatz 1 des Vertrages bezeichneten Art, auf die 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung die zu- 
ständige Behörde eines Mitgliedstaates Artikel 85 
Absatz 1 gemäß Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages 
für nicht anwendbar erklärt hat, unterliegen nicht 
der in Artikel 5 vorgesehenen Anzeigepflicht. Die 
Entscheidung der zuständigen Behörde des Mitglied- 
staates gilt als Erklärung im Sinne von Artikel 1 
Absatz 1; sie verliert ihre Gültigkeit spätestens in 
dem in ihr festgesetzten Zeitpunkt, in jedem Falle 
drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verord- 
nung. 

(2) über Anträge auf Erneuerung von Erklärun- 
gen, die nach Absatz 1 erteilt worden sind, entschei- 
det die Kommission nach Artikel 3 Absatz 2. 


Artikel 20 

(1) Die Kommission ist ermächtigt, Ausführungs- 
bestimmungen über Form, Inhalt und andere Einzel- 
heiten des Antrages nach Artikel 1 Absatz 2, des in 
Artikel 4 vorgesehenen Widerspruchs und der An- 
zeige nach Artikel 5 zu erlassen. 

(2) Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen 
verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

Geschehen zu am . . . 

Im Namen des Rates 

DER PRÄSIDENT 

N. B. Wenn sie keine abweichende Vorschrift enthalten, 
treten die Verordnungen gemäß Artikel 191 des 
Vertrages am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 
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